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Der mit Freiheitsstrafe vorbestrafte Angeklagte entwendete 
am 2. Juni 1984 auf dem Bahnhof von einem Gepäckkarren 
einen Koffer im Wert von 410,50 M. Beim Verlassen des Bahn­
hofs wurde er gestellt und mußte den Koffer zurückgeben. 
Das Kreisgericht verurteilte den Angeklagten auf Grund 
dieses Sachverhalts wegen Diebstahls zum Nachteil persön­
lichen Eigentums (Vergehen nach §§ 177 Abs. 1, 180 StGB) zu 
einer Freiheitsstrafe von einem Jahr und vier Monaten.

Gegen dieses Urteil hat der Staatsanwalt Protest einge­
legt, der zur Änderung des Urteils im Strafausspruch führte.

Aus der Begründung:
Das Kreisgericht hat von der Verurteilung wegen Verbrechens 
gemäß § 181 Abs. 1 Ziff. 4 StGB durch Gewährung der außer­
gewöhnlichen Strafmilderung nach § 62 Abs. 3 StGB Abstand 
genommen, weil der Angeklagte nach der letzten Entlassung 
aus dem Strafvollzug gute Arbeitsleistungen gezeigt hat und 
der angerichtete Schaden gering war.

Für die Anwendung des § 181 Abs. 1 Ziff. 4 StGB und den 
Ausspruch einer Freiheitsstrafe von mindestens 2 Jahren 
fehlten aber auch noch aus einem anderen Grund die Voraus­
setzungen: Der Staatsanwalt hat nach § 257 StPO die Durch­
führung eines beschleunigten Verfahrens beantragt. Dieser 
Antrag wurde weder zurückgenommen noch hat das Kreis­
gericht durch Beschluß nach § 260 StPO von der Verhandlung 
im beschleunigten Verfahren Abstand genommen. Diese Ent­
scheidung kann nicht mehr nachgeholt werden, weil sie nach 
§ 260 Abs. 1 StPO nur bis zur Urteilsverkündung zulässig ist. 
Das Urteil ist inzwischen verkündet. Das Verfahren ist damit 
als beschleunigtes Verfahren mit den sich aus § 258 StPO für 
die Anwendung von Maßnahmen der strafrechtlichen Ver­
antwortlichkeit ergebenden Konsequenzen durchzuführen. 
Daran ändert sich auch nichts, wenn der Staatsanwalt nach­
träglich eine Anklageschrift einreicht. Aus § 259 Abs. 2 StPO 
ergibt sich, daß im beschleunigten Verfahren eine Anklage­
schrift eingereicht werden k a n n ,  daß aber in den Fällen, in 
denen die Anklageschrift nicht schriftlich eingereicht wird, 
die Anklage in der Hauptverhandlung mündlich zu erheben 
ist.

Die Eröffnung des Hauptverfahrens, die das Kreisgericht 
mit Stempelaufdruck auf die nachträglich eingereichte An­
klageschrift beschlossen hat, war nach § 259 Abs. 1 StPO nicht 
erforderlich. Diese Entscheidung ist aber auch nicht geeignet, 
den besonderen Charakter der Verfahrensart zu ändern, denn 
die Ablehnung des beschleunigten Verfahrens ist eben nur 
durch eine Entscheidung nach § 260 StPO möglich.

Bei der Strafzumessung hat das Kreisgericht nicht be­
achtet, daß in einem beschleunigten Verfahren nach § 258 
Abs. 1 StPO nur auf Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr er­
kannt werden darf. Es verstößt daher gegen das Gesetz, 
wenn das Kreisgericht eine höhere Freiheitsstrafe von einem 
Jahr und vier Monaten ausgesprochen hat.

Auf den Protest war daher das Urteil des Kreisgerichts 
nach §§ 299 Abs. 2 Ziff. 1, 301 Abs. 2 Ziff. 1 StPO abzuändem 
und die Freiheitsstrafe auf ein Jahr herabzusetzen.

Gerichtskritik §§

§§ 8 Abs. 1, 32 Abs. 3 der VO über die volkseigenen Kombi­
nate, Kombinatsbetriebe und volkseigenen Betriebe vom
8. November 1979 (GBl. I Nr. 38 S. 355); § 32 Abs. 1 StGB.
Zu den Pflichten der Leiter, das Volkseigentum zu schützen 
und vor Schäden und Verlusten zu bewahren, gehört u. a. 
auch die unverzügliche Beitreibung von gerichtlich festge­
legten Schadenersatzforderungen des Betriebes. Im Rahmen 
ihrer Leitungstätigkeit haben sie zu gewährleisten, daß auf 
Bewährung verurteilte Werktätige ihres Betriebes dazu an­
gehalten werden, ihren Verpflichtungen und Auflagen, ins­
besondere zur Wiedergutmachung des Schadens, nachzu­
kommen.
KrG Bernburg, Beschluß (Gerichtskritik) vom 9. Januar 1985 
- S 62/84 - (111-62-84).

Das Kreisgericht Bernburg verurteilte den Anlagenfahrer A. 
wegen fahrlässiger Verursachung eines Brandes (Vergehen 
gemäß §188 Abs. 1 StGB) auf Bewährung und verpflichtete

ihn gemäß § 263 AGB, an den VEB Z. Schadenersatz in Höhe 
von 2 229,50 M in monatlichen Raten von mindestens 150 M 
und beginnend im Mai 1984 zu leisten. Über den Ausgang 
des Verfahrens wurde — wie bei Bewährungsverurteilungen 
üblich — die Kaderabteilung des Betriebes informiert. Dar­
über hinaus erhielt am 12. Mai 1984 der Betrieb als Geschä­
digter eine Urteilsausfertigung über die Schadenersatzver­
urteilung.

Im Rahmen der Kontrolle des Bewährungsprozesses des 
Verurteilten wurde am 9. Januar 1985 eine mündliche Ver­
handlung notwendig, weil es Hinweise gab, daß er seiner 
Bewährungspflicht zur Schadenswiedergutmachung bisher 
nicht nachgekommen war. In dieser Verhandlung wurde fest­
gestellt, daß sich der Verurteilte zwar in seinem Arbeits­
kollektiv positiv entwickelte, jedoch bis zu diesem Zeitpunkt 
noch keine einzige Rate gezahlt hatte. Dem Verurteilten 
wurde deshalb gemäß § 35 Abs. 5 StGB eine Verwarnung 
ausgesprochen, und er wurde nachdrücklich darauf hinge­
wiesen, daß im Wiederholungsfälle der Vollzug der ange­
drohten Freiheitsstrafe angeordnet wird.

Festgdstellt wurde in dieser mündlichen Verhandlung 
aber auch, daß der Betrieb als Geschädigter bisher nichts 
unternommen hatte, um seine Schadenersatzforderung ge­
genüber dem Verurteilten zu realisieren. Da diese Arbeits­
weise des VEB Z. das Gesetz verletzt, übte das Kreisgericht 
gemäß § 19 Abs. 2 StPO Gerichtskritik.

Aus der Begründung:
Unbeschadet der Verantwortung des Verurteilten für die 
Wiedergutmachung des von ihm angerichteten Schadens ist 
der Direktor des VEB Z. der sich aus §§ 32 Abs. 3, 8 Abs. 1 
KombinatsVO ergebenden Verantwortung für den Schutz des 
Volkseigentums nicht nachgekommen. Zur Pflicht der Leiter, 
das Volkseigentum vor Schäden und Verlusten zu bewahren, 
gehört auch die schnellstmögliche Beitreibung von Schaden­
ersatzforderungen des Betriebes.

Durch die Versäumnisse bei der Realisierung der Schaden­
ersatzforderungen konnte ein Teil des dem VEB Z. zur Ver­
fügung stehenden Volkseigentums nicht der entsprechenden 
Verwendung zugeführt werden. Dem Verurteilten wurde da­
mit unberechtigt Kredit gewährt. Das ist eine Verletzung der 
sich aus §§ 32 und 8 KombinatsVO ergebenden gesetzlichen 
Pflichten.

Neben diesen, dem Volkseigentum entstandenen Schaden 
ist auch die Erziehung des Verurteilten beeinträchtigt worden. 
Die erzieherische Wirksamkeit des Bewährungsprozesses er­
fordert es, daß jeder Leiter in seinem Verantwortungsbereich 
günstige Bedingungen für die Realisierung der mit der Ver­
urteilung auf Bewährung ausgesprochenen Verpflichtungen 
und Auflagen schafft. Entgegen den in § 32 Abs. 1 StGB 
festgelegten Pflichten der Leiter der Betriebe wurde das Ar­
beitskollektiv des Verurteilten nicht im erforderlichen Um­
fang bei der Kontrolle der Erfüllung der Verpflichtung zur 
Wiedergutmachung des Schadens unterstützt. Im VEB Z. ist 
die Verantwortung der Fachdirektoren und Meister sowie der 
Kaderabteilung bzw. anderer Funktionalorgane für die sich 
aus § 32 Abs. I StGB ergebenden Pflichten und Rechte nicht 
eindeutig bestimmt. Die Festlegung der entsprechenden Auf­
gaben in Fuhktionsplänen oder in speziellen Betriebsleiter­
anweisungen ist aber eine wesentliche Voraussetzung für 
günstige Bedingungen zur gesellschaftlich wirksamen Erzie­
hung von Rechtsverletzern.

Anmerkung:
Diese Gerichtskritik wurde im VEB Z. gründlich ausgewertet. 
Die' Ursache für die Vernachlässigung der Kontrollpflichten 
und die säumige Beitreibung der Schadenersatzforderung ist 
in erster Linie darin zu sehen, daß die Verantwortung für die 
Lösung derartiger Aufgaben im Betrieb nicht eindeutig fest­
gelegt war. Bei längerer Abwesenheit des dafür Verantwort­
lichen war eine vertretungsweise Übernahme seiner diesbe­
züglichen Aufgaben nicht vorgesehen. Daher war die Kontrolle 
über die Zahlung des Schadenersatzes durch den Veurteilten 
A. unterblieben, als der dafür Verantwortliche wegen Krank­
heit mehrere Monate nicht anwesend war.

In einer Betriebsleiteranweisung wurde nunmehr festge­
legt,
— daß für die Durchsetzung von Schadenersatzansprüchen der 
Justitiar verantwortlich ist,


